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Die Aumann AG hat von der durch die Hauptversammlung vom 9. Februar 2017 

erteilten Ermächtigung, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats bis zum 8. Februar 2022 einmalig oder mehrmalig um bis zu insgesamt 

EUR 6.250.000,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von neuen, auf 
die Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2017/I), durch 

Beschlüsse des Vorstands vom 4. und 5. Dezember 2017 mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats vom 4. und 5. Dezember 2017 teilweise Gebrauch gemacht und 
insgesamt 1.250.000 neue Aktien (entsprechend einem Anteil von etwa 8,9 % des 

damaligen Grundkapitals der Aumann AG) ausgegeben. Die Kapitalerhöhung wurde 

am 6. Dezember 2017 in das Handelsregister der Gesellschaft eingetragen. 

Diese Ermächtigung ist im Übrigen am 8. Februar 2022 ausgelaufen. Daher verfügt 
die Aumann AG derzeit über keine wirksame Ermächtigung im Rahmen eines 

genehmigten Kapitals. Die Aufhebung der derzeitigen ausgelaufenen 
Ermächtigungen, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2017/I) und die gleichzeitige 
Schaffung einer neuen Ermächtigung (Genehmigtes Kapital 2022), soll der 
Verwaltung für die folgenden fünf Jahre erneut die Möglichkeit geben, flexibel und 

schnell die Eigenkapitalbasis der Gesellschaft den jeweiligen Erfordernissen 

anzupassen.  

Bei Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien gegen Bareinlagen 
steht den AktionärInnen grundsätzlich das Bezugsrecht zu. Bei 

Barkapitalerhöhungen sind die neuen Aktien grundsätzlich den AktionärInnen zum 
Bezug anzubieten; sie können auch von Kreditinstituten oder Unternehmen im 

Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 
den AktionärInnen zum Bezug anzubieten. Die Ermächtigung des Vorstands, 

etwaige Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der AktionärInnen auszuschließen, 
dient dazu, im Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung ein 
praktikables Bezugsrechtsverhältnis darstellen zu können. Der weiter vorgesehene 

Bezugsrechtsausschluss zum Zwecke der Gewährung von Bezugsrechten an die 



 

 

 

 

 

 

 

 

InhaberInnen bzw. GläubigerInnen von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. an 
die Wandlungsverpflichteten aus Wandelschuldverschreibungen und 
Optionsschuldverschreibungen ist erforderlich und angemessen, um sie in gleichem 

Maße wie AktionärInnen vor Verwässerung ihrer Rechte zu schützen.  

Zur Gewährleistung eines Verwässerungsschutzes durch Teilnahme an der Ausgabe 
der neuen Aktien ist es erforderlich, das Bezugsrecht der AktionärInnen insoweit 
auszuschließen, wie es notwendig ist, um den InhaberInnen von Wandlungs- und 

Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten ein Bezugsrecht auf die 
Schuldverschreibungen in der Weise zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der 

Wandlungs-/Optionsrechte bzw. Erfüllung der Wandlungspflichten zustünde. Der 
mögliche Bezugsrechtsausschluss zugunsten der InhaberInnen/GläubigerInnen von 

Wandlungs- oder Optionsrechten und/oder der zur Wandlung Verpflichteten bietet 
zudem den Vorteil, dass bei entsprechend gestalteten Wandlungs- bzw. 
Optionsbedingungen der Wandlungs- bzw. Optionspreis aus den bereits begebenen 

und noch zu begebenden Wandelschuldverschreibungen und 

Optionsschuldverschreibungen nicht ermäßigt zu werden braucht.  

Die weiter vorgesehene Ermächtigung, bei Ausgabe neuer Aktien gegen 
Bareinlagen das Bezugsrecht der AktionärInnen einmalig oder mehrmals für einen 

Teilbetrag des genehmigten Kapitals, der 10 % des derzeitigen Grundkapitals 
insgesamt nicht übersteigt, auszuschließen, wenn der Ausgabebetrag den 

jeweiligen Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet, stützt sich auf die 

Bestimmung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG.  

Die genannten Vorgaben für die Ausnutzung dieser Ermächtigung stellen sicher, 
dass der Schutzbereich des Bezugsrechts, die Sicherung der AktionärInnen vor 

einem Einflussverlust und einer Wertverwässerung nicht berührt wird. Der Einfluss 
der vom Bezug ausgeschlossenen AktionärInnen kann durch Nachkauf über die 
Börse gesichert werden. Für die Gesellschaft führt die bezugsrechtsfreie 

Kapitalerhöhung zu einer größtmöglichen Kapitalschöpfung und optimalen Erlösen. 
Sie liegt somit im Interesse der Gesellschaft und ihrer AktionärInnen. Zum weiteren 

Schutz der AktionärInnen vor Einflussverlust und Wertverwässerung ist die 
Ermächtigung für einen Bezugsrechtsausschluss dadurch begrenzt, dass 
vergleichbare, wie eine bezugsrechtslose Kapitalerhöhung wirkende 

Kapitalmaßnahmen auf den Höchstbetrag angerechnet werden, bis zu dem eine 



 

 

 

 

 

 

 

 

Barkapitalerhöhung unter Bezugsrechtsausschluss erfolgen kann. Deshalb sieht die 
Ermächtigung vor, dass auf diese Begrenzung Aktien anzurechnen sind, die 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung 

aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechender 
Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unter Bezugsrechtsausschluss veräußert 

oder ausgegeben wurden bzw. auszugeben sind, wie beispielsweise eine 
Veräußerung von Aktien, die die Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung der 

Hauptversammlung gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben und gegen Barzahlung 
an Dritte veräußert hat, ohne den AktionärInnen den Bezug dieser Aktien 

anzubieten sowie die Ausgabe von Options- und/oder 

Wandelschuldverschreibungen, soweit den AktionärInnen kein Bezugsrecht an 

ihnen eingeräumt wird.  

Geschäftsgegenstand der Gesellschaft ist unter anderem der Erwerb von oder die 
Beteiligung an anderen Unternehmen. Die Gesellschaft sollte daher die Möglichkeit 

haben, im Rahmen ihrer Akquisitionsstrategie im In- und Ausland Unternehmen 
und Beteiligungen an Unternehmen in geeigneten Fällen nicht nur in der üblichen 

Weise durch Zahlung eines Kaufpreises, sondern auch im Wege einer 
Sachgegenleistung durch Überlassung von Aktien erwerben zu können. Die Praxis 

zeigt, dass die VerkäuferInnen von Unternehmen oder von 

Unternehmensbeteiligungen als Gegenleistung auch die Verschaffung von Aktien 
der erwerbenden Gesellschaft in Erwägung ziehen. Um auch solche Unternehmen 

oder Beteiligungen erwerben zu können, muss die Gesellschaft die Möglichkeit 
haben, ihr Grundkapital gegen Sacheinlagen unter Ausschluss des Bezugsrechts 

erhöhen zu können. Weil eine etwaige Kapitalerhöhung bei sich bietenden 

Erwerbsmöglichkeiten wegen des regelmäßig zu erwartenden Wettbewerbs mit 
anderen ErwerbsinteressentInnen kurzfristig erfolgen muss, ist für die 

Bereitstellung der erforderlichen Aktien die Schaffung eines genehmigten Kapitals 

erforderlich.  

Der Vorstand wird jeweils im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der 
Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts Gebrauch 

macht, falls sich die Möglichkeiten zum Erwerb von Unternehmen oder 
Unternehmensbeteiligungen konkretisieren und dabei auch sorgfältig abwägen, ob 

die als Gegenleistung zu übertragenden Aktien durch eine Kapitalerhöhung 

und/oder durch Erwerb eigener Aktien beschafft werden.  



 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung 

zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der AktionärInnen 
Gebrauch machen wird. Er wird dies nur tun, wenn der Erwerb gegen Ausgabe von 

Aktien der Gesellschaft im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt.  

Konkrete Pläne für das Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht.  

Über die Einzelheiten der Ausnutzung des genehmigten Kapitals wird der Vorstand 

in der Hauptversammlung berichten, die auf einen etwaigen Erwerb gegen Ausgabe 

von Aktien der Gesellschaft folgt. 

Der Bericht ist auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.aumann.com/investor-relations/hauptversammlung 

veröffentlicht. Dort wird er auch während der Hauptversammlung zugänglich sein. 


